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1. Einleitung   
Die hierarchisch geprägte Linienorganisation der öffentlichen Verwaltung stößt ange
sichts wachsender Komplexität und multipler Krisen zunehmend an ihre Grenzen. In Zei
ten hoher Volatilität erfordert dies Entscheidungs- und Handlungsstrukturen, die schnelle 
Anpassungen sowie die Erprobung neuer Lösungsansätze ermöglichen. Verwaltungsein
heiten sehen sich dabei immer häufiger Aufgaben gegenüber, deren Bearbeitung mehrdi
mensional ist und mit bestehenden Strukturen und Ressourcen nur eingeschränkt zu be
wältigen ist. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Frage an Bedeutung, wie die Handlungs
fähigkeit der Verwaltung langfristig gesichert und ihre Anpassungsfähigkeit an dynami
sche Herausforderungen gestärkt werden kann. 

Die Bundesregierung hat diesen Reformbedarf aufgegriffen und im Koalitionsvertrag die 
Bedeutung einer leistungsfähigen und zukunftsfesten Verwaltung hervorgehoben (CDU et 
al. 2025). Dabei knüpft sie an Konzepte an, die seit Mitte der 1990er-Jahre entwickelt 
wurden und als Grundlage für eine Weiterentwicklung staatlicher Steuerung dienen kön
nen. Dazu zählen die Überwindung von Silodenken1 und Ressortprinzip2, der Aufbau einer 
stärker vernetzten Verwaltung3, ein missionsorientiertes Arbeiten4 sowie der Whole-of-
Government-Ansatz (WoG) (CDU et al. 2025: S. 58). Gemeinsames Ziel dieser Reforman
sätze ist es, die Handlungsfähigkeit des Staates zu sichern, komplexe Herausforderungen 
zeitnah zu bewältigen und durch verbesserte Abstimmung bislang organisatorisch ge
trennter Bereiche die Effizienz staatlichen Handelns zu erhöhen. 

Auch im internationalen Verwaltungsreformdiskurs gilt der WoG-Ansatz vielfach als Leit
bild integrierter Steuerung, etwa in der OECD-Governance-Diskussion, die Koordination, 
kohärente Politikgestaltung und institutionelle Vernetzung als zentrale Elemente guter 
Regierungsführung hervorhebt (OECD 2025). Der Ansatz stärkt zudem die politische Steu
erungsfähigkeit: Über Ressortgrenzen hinweg können gemeinsame Prioritäten gesetzt 
und Regierungsprogramme kohärenter umgesetzt werden. Damit wird die Anschlussfä
higkeit an den sogenannten WoG-Ansatz sichergestellt. Besonders deutlich wird die An
schlussfähigkeit des WoG-Ansatzes dort, wo komplexe Querschnittsaufgaben zu bewälti
gen sind, etwa in den Politikfeldern Klimaschutz, Digitalisierung oder Sicherheitspolitik. 
Bereiche, in denen eine enge Verzahnung unterschiedlicher Ministerien zwingend erfor
derlich ist (OECD 2022). Damit kann der WoG-Ansatz sowohl als Steuerungsparadigma wie 

 
1  Überwindung von Silodenken bezeichnet den Abbau von Verwaltungsfragmentierung zugunsten stärkerer horizontaler 

Koordination und Integration (Christensen 2011). 

2  Unter Ressortprinzip versteht man laut Artikel 65 Satz 2 des GG, dass jeder Bundesminister seinen Geschäftsbereich 
selbständig und unter eigener Verantwortung leitet. 

3  Vernetzte Verwaltung bezeichnet eine Organisationsform, in der autonome Behörden miteinander in Netzwerken ko
operieren, Informationen und Ressourcen teilen und gemeinsame Problemlösungen über institutionelle Grenzen hin
weg verfolgen (Provan/Kenis 2007).  

4  Missionsorientiertes Arbeiten kann beispielsweise verstanden werden als ein staatlicher Politikansatz, bei dem ambi
tionierte, klar definierte gesellschaftliche Ziele als Leitlinien dienen, um sektorübergreifende Innovationen zu mobili
sieren und öffentliche wie private Akteure in eine gemeinsame Richtung auszurichten (Kattel/Mazzucato 2018). 
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auch als strategische Modernisierungsoption verstanden werden. Gleichwohl ist das Kon
zept durch eine erhebliche Unschärfe gekennzeichnet, die eine präzise Bestimmung sei
ner Einsatzfelder und Wirkmechanismen erschwert. 

Bereits bevor die aktuelle Koalition den WoG-Ansatz als Leitbild für eine vernetzte und 
koordinierte Verwaltung formulierte, hat das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche 
Verwaltung (FÖV) in ihrem internen Forschungsprogramm 2022 einen konzeptionellen 
Rahmen der Aufgabenorientierung entwickelt. Inhaltlich schloss das FÖV daran das For
schungsprojekt Aufgabenorientierung: organisationbezogene und prozedurale Aspekte5 
(01.01.20223-31.12.2026) an und formulierte im Zuge dessen ein Konzept der Aufga
benorientierung im Discussion Paper Aufgabenorientierte Organisation der öffentlichen 
Verwaltung: Begriffe und empirische Beispiele (Rademann/Thiel 2024) aus. Dieses Kon
zept, greift zentrale Elemente des WoG-Ansatzes – etwa ressortübergreifendes Arbeiten, 
vernetzte Steuerung und flexible Organisationsstrukturen – nicht nur auf, sondern führt 
sie in einer breiteren Perspektive fort, die auf die institutionelle Gestaltungsfähigkeit der 
Verwaltung insgesamt zielt.        

Das Konzept der Aufgabenorientierung ist dabei in die Forschungs- und Beratungsarbeit 
des FÖV eingebettet, das als zentrale wissenschaftliche Einrichtung für verwaltungswis
senschaftliche Fragestellungen die Brücke zwischen Theorie und Verwaltungspraxis 
schlägt. Es zielt darauf ab, zukünftige Aufgaben frühzeitig zu antizipieren, in wirksame Be
arbeitungsformen zu überführen und dadurch die Handlungsfähigkeit der Verwaltung 
langfristig zu sichern. Unter Aufgabenorientierung wird eine Arbeitsweise verstanden, bei 
der Aufgaben unabhängig von bestehenden Aufbauorganisationen Personen oder Grup
pen zur Bearbeitung übertragen werden (Rademann/Thiel 2024: 9). Damit schafft der An
satz einen innovativen Steuerungsrahmen, der Verwaltungen zugleich resilienter gegen
über Krisendynamiken und adaptiver gegenüber komplexen Transformationsprozessen 
macht. 

Der WoG-Ansatz und das Konzept der Aufgabenorientierung fokussieren beide auf das 
gleiche Ziel. Im Folgenden wird als zentrale Forschungsfrage untersucht, inwiefern der 
WoG-Ansatz als Orientierungsrahmen für eine nachhaltige Modernisierung der Bundes
verwaltung dienen kann? In diesem Zusammenhang wird auch erörtert, in welchem Ver
hältnis der WoG-Ansatz zur Aufgabenorientierung und anderen, inhaltlich verwandten 
Reformansätzen steht.  

2. Methodisches Vorgehen  
Die vorliegende Arbeit folgt einem theoriebasierten, konzeptionell-analytischen For
schungsansatz. Auf eine systematische Literaturrecherche im engeren Sinne wurde be
wusst verzichtet. Stattdessen erfolgte eine gezielte Auswahl einschlägiger wissenschaftli
cher Beiträge sowie praxisrelevanter Dokumente, die eine hohe theoretische Anschluss
fähigkeit, konzeptionelle Tiefe und politische bzw. administrative Relevanz aufweisen. Ziel 
war nicht eine umfassende Erfassung des Forschungsstandes, sondern eine analytische 

 
5 Vgl. Aufgabenorientierung: organisationsbezogene und prozedurale Aspekte | FÖV, letzter Zugriff: 18.11.2025. 

https://www.foev-speyer.de/news-details/aufgabenorientierung-organisationsbezogene-und-prozedurale-aspekte


 

 

 

3 

 

 

 

Durchdringung zentraler Positionen zur Bewertung des WoG-Ansatzes als Modernisie
rungskonzept. 

Diese Vorgehensweise entspricht einem theoriegeleiteten Forschungszugang, wie er ins
besondere in kontextsensiblen politik- und verwaltungswissenschaftlichen Analysen An
wendung findet. Sie ermöglicht es, internationale Steuerungskonzepte mit den institutio
nellen Eigenheiten der deutschen Bundesverwaltung in Beziehung zu setzen und konzep
tionell zu reflektieren. 

Die empirische Basis der Arbeit stützt sich auf drei komplementäre Zugänge: 

1. eine konzeptionelle Analyse zentraler Leitdokumente und theoretischer Grundlagen
texte zum WoG-Ansatz,  

2. eine empirisch-qualitative Untersuchung ausgewählter Praxisbeispiele der Bundes
verwaltung, sowie  

3. eine systematische Auswertung von Parlamentsdokumenten im Dokumentations- 
und Informationssystem des Deutschen Bundestages (DIP), um die politische Rezep
tion des Ansatzes im parlamentarischen Raum nachvollziehen zu können.  

Die Auswahl der Praxisbeispiele und Dokumente orientierte sich an ihrer inhaltlichen Re
levanz, institutionellen Verankerung und Übertragbarkeit auf den deutschen Verwal
tungsmodernisierungsdiskurs. Der Fokus auf die Bundesverwaltung dient der analyti
schen Tiefenschärfe und ermöglicht eine methodisch kohärente Untersuchung innerhalb 
des verfügbaren Forschungsrahmens. 

Im Zentrum der Analyse steht die Frage, inwiefern der international geprägte WoG-Ansatz 
als tragfähiger Orientierungsrahmen für eine nachhaltige Modernisierung der deutschen 
Bundesverwaltung dienen kann.  

Darüber hinaus wird untersucht, wie sich der Ansatz konzeptionell von der Aufgabenori
entierung abgrenzt und in welchem Verhältnis er zu anderen Reform- und Steuerungslo
giken der Verwaltungsmodernisierung steht. Die Untersuchung verbindet damit eine the
oriegeleitete Konzeptanalyse mit einer empirisch fundierten Bewertung seiner politischen 
und administrativen Relevanz. 

3. Deutsche Debatte zum WoG-Ansatz  

3.1 Konzeptionelle Vielfalt und begriffliche Unschärfen in der 
Verwaltungsmodernisierung 

Die staatliche Verwaltung sieht sich gegenwärtig mit multiplen Krisen, erhöhter Unsicher
heit und beschleunigten Veränderungsprozessen konfrontiert. Zur Sicherung ihrer Hand
lungsfähigkeit werden in Deutschland unterschiedliche Modernisierungs- und Steue
rungsansätze entwickelt und erprobt. Zunehmend in den Vordergrund rückt dabei die 
Frage, wie Verwaltungen resilient und adaptiv gestaltet werden können6 (Bouckaert et al. 
2020; Duit et al. 2010). Im Zentrum steht nicht die einzelne Organisationseinheit, sondern 

 
6  Unter institutioneller Resilienz kann verkürzt verstanden werden, dass ein System seine Handlungsfähigkeit bewahrt 

auch angesichts großer Störrungen (Haimes 2009) . 
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die Fähigkeit zu koordiniertem, grenzüberschreitendem Verwaltungshandeln, das unter 
Begriffen wie Whole-of-Government diskutiert wird. 

Die Modernisierungsdebatte ist zugleich durch eine hohe Begriffsdichte und konzeptio
nelle Heterogenität geprägt (Tosun/Lang 2017). Eine zentrale Problemlage besteht darin, 
dass unter unterschiedlichen Bezeichnungen verwandte Themenfelder adressiert wer
den, deren Inhalte jedoch nicht in systematischer Weise aufeinander bezogen sind (Hal
ligan et al. 2011; Tosun/Lang 2017; Trein et al. 2019).  

Die begriffliche Vielfalt in der deutschen Verwaltungsmodernisierungsdebatte legt nahe, 
einzelne Konzepte näher zu beleuchten, um ihr jeweiliges Steuerungsverständnis zu prä
zisieren. Im Mittelpunkt steht dabei der WoG-Ansatz, dessen internationale Entwicklung 
und zentrale Merkmale im Folgenden rekonstruiert werden. Auf dieser Grundlage wird 
sodann die Aufgabenorientierung als komplementäres Steuerungskonzept in Beziehung 
zum WoG-Ansatz gesetzt. 

3.2 Genese und internationale Diskussion des WoG-Ansatzes 
Der WoG-Ansatz wird in der Literatur überwiegend im Kontext von Integrations- und Ko
ordinationsanforderungen verortet. Seine disziplinübergreifende Anschlussfähigkeit zeigt 
sich darin, dass er in der Verwaltungswissenschaft primär als Instrument zur Effizienzstei
gerung und kohärenter Steuerung staatlicher Verwaltungsprozesse untersucht wird (Hal
ligan et al. 2011). Gleichzeitig wird der Ansatz in benachbarten Disziplinen, etwa den In
ternationalen Beziehungen, rezipiert, wo er insbesondere im Rahmen der Analyse von 
Governance-Architekturen zur Koordinierung internationaler Entwicklungszusammenar
beit herangezogen wird.7 (Patrick/Brown 2008). 

Inhaltlich und hinsichtlich seiner Entstehungsgeschichte ist der WoG-Ansatz eng mit dem 
„Joined-up-Government“ (JuG)-Ansatz verknüpft (Christensen/Lægreid 2007; Tosun/Lang 
2017). Beide Konzepte fokussieren auf das koordinierte und integrierte Handeln staatli
cher Akteure innerhalb öffentlicher Institutionen (Lang/Tosun 2014). Sie zeichnen sich 
durch eine deutlich präskriptive Ausrichtung aus, was darauf zurückzuführen ist, dass sie 
maßgeblich von politischen Entscheidungsträgern initiiert und vorangetrieben wurden 
(Tosun/Lang 2017). Im engeren Sinne handelt es sich dabei nicht um theoretische Modelle 
(Tosun/Lang 2017), sondern vielmehr um analytische Sammelbegriffe (Christensen/ 
Lægreid 2007; Trein et al. 2019), die ein begriffliches Gerüst zur Erfassung und Systemati
sierung empirischer Phänomene bieten (Tosun/Lang 2017).  

Diese präskriptive Ausrichtung spiegelt sich auch in der historischen Entwicklung der An
sätze wider. Der Ursprung beider Konzepte liegt in der Reaktion auf die Auswirkungen der 
New-Public-Management-Reformen8, die insbesondere in den angelsächsischen Ländern 
tiefgreifende Veränderungen in den Verwaltungsstrukturen zur Folge hatten (Aoki et al. 

 
7  Die unterschiedlichen Einordnungen des Konzepts unterstreicht die terminologische Unschärfe des Konzepts.  

8  New Public Management (NPM) bezeichnet eine Reformbewegung in der öffentlichen Verwaltung, die darauf abzielt, 
staatliche Organisationen effizienter, ergebnisorientierter und kundenfreundlicher zu gestalten. Typische Merkmale 
von NPM sind die Orientierung an messbaren Leistungen und Ergebnissen, die Einführung von Managementpraktiken 
aus der Privatwirtschaft, Dezentralisierung von Entscheidungsbefugnissen sowie der Einsatz von Marktmechanismen 
und Wettbewerb innerhalb oder zwischen öffentlichen Organisationen (Hood 1991). 
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2024; Pollitt 2003; Tosun/Lang 2017; Christensen/Lægreid 2007; Ferguson 2019; Halligan 
et al. 2011). Diese Reformen führten häufig zu stark fragmentierten Verwaltungsstruktu
ren, die durch geeignete Integrationsmaßnahmen wieder zusammengeführt werden soll
ten (Tosun/Lang 2017). 

Der JuG-Ansatz wurde bereits in den 1990er Jahren entwickelt. Sein primäres Ziel bestand 
in einer effizienteren Bereitstellung staatlicher Leistungen, insbesondere im Zuge verwal
tungsorganisatorischer Reformen. Der WoG-Ansatz entstand später und verfolgt eine 
ganzheitlichere Strategie. Er richtet sich auf die sektorübergreifende Koordination in kom
plexen Politikfeldern wie Gesundheits-, Umwelt- und Sicherheitspolitik und zielt darauf 
ab, sogenannte „wicked problems“ adäquat zu adressieren (Christensen/Lægreid 2007; 
Aoki et al. 2024; Lang/Tosun 2014; Ferguson 2019; Halligan et al. 2011; Jann et al. 2019). 

Die Erkenntnis, dass sektorübergreifende Politiken oder Kooperationen erforderlich sind, 
um bestimmte politische Ziele zu erreichen oder komplexe Probleme zu lösen, ist in der 
politikwissenschaftlichen und politischen Debatte keineswegs neu (Christensen/Lægreid 
2007; Tosun/Lang 2017; Ferguson 2019; Hood 2005). Bereits in den 1970er Jahren wurde 
etwa die Idee sogenannter „Superministerien“ diskutiert (Christensen/Lægreid 2007) und 
es gab erste Versuche, intersektorale Ansätze der Politikintegration umzusetzen – ein Bei
spiel hierfür ist die von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Jahr 1979 verabschie
dete „Health for All“-Strategie (Tosun/Lang 2017). Eine klare Abgrenzung zwischen diesen 
frühen Konzepten und den jüngeren Integrations- und Koordinationsansätzen wie JUG 
und WOG ist bislang jedoch nicht erfolgt (Christensen/Lægreid 2007). 

3.2.1 Joined-up-Government und WoG: Eine Abgrenzung   

Es erscheint sinnvoll, WoG-Ansätze explizit von JuG-Ansätzen abzugrenzen, da beide Kon
zepte in der internationalen Governance-Diskussion9 eng miteinander verknüpft sind (Hal
ligan et al. 2011) und insbesondere im angelsächsischen Raum teilweise synonym verwen
det werden (Aoki et al. 2024).  

Obwohl sich zwischen JuG- und WoG-Konzepten inhaltliche Überschneidungen feststellen 
lassen (Tosun/Lang 2017; Aoki et al. 2024), bestehen zentrale Differenzierungsmerkmale, 
über die in der wissenschaftlichen Literatur weitgehend Konsens herrscht. 

WoG-Ansätze zeichnen sich durch holistische, strategisch ganzheitlich ausgerichtete Re
formbestrebungen aus und lassen sich als systemische Steuerungsansätze interpretieren, 
die auch theoretische Impulse aus den Sozialwissenschaften integrieren (Christensen/ 
Lægreid 2007; Halligan et al. 2011). Ein weiterer zentraler Unterschied betrifft den Kreis 
der einbezogenen Akteure. Während JuG-Strategien primär auf die Zusammenarbeit in
nerhalb der öffentlichen Verwaltung bzw. zwischen Regierungsbehörden fokussieren 
(Pollitt 2003), zielen WoG-Ansätze – im Rahmen umfassender systemischer Reformpro
zesse – auch auf die Einbindung nicht-staatlicher Akteure ab. Dies kann sich etwa in Form 

 
9  Der Begriff Governance bezeichnet seit den 1990er-Jahren Formen kollektiver Steuerung jenseits hierarchischer Staat

lichkeit, die Märkte, Netzwerke und Institutionen einschließen (Mayntz 2004; Rhodes 1996). In der Forschung wird 
Governance sowohl als analytisches Konzept zur Beschreibung hybrider Steuerungsformen als auch als normatives 
Leitbild („Good Governance“) diskutiert (Fukuyama 2013). Zentrale Kontroversen betreffen dabei Fragen nach Macht, 
Legitimität und dem Spannungsverhältnis zwischen Effizienz und Demokratie (Pierre/Peters 2020; Zürn 2018) . 
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von Public-Private Partnerships 10(PPP) manifestieren (Christensen & Lægreid 2007; Ling 
2002; Ferguson 2019).  

An diese Unterscheidung knüpft auch die unterschiedliche Governance-Architektur an: 
WoG-Ansätze setzen stärker auf vertikale und horizontale Koordination unter einer über
geordneten strategischen Steuerung (Top-down), während JuG-Ansätze insbesondere ho
rizontale Kooperationen und netzwerkbasierte Strukturen zwischen Organisationseinhei
ten betonen (Pollitt 2003).  

3.2.2 Kernelemente und Definition des WoG-Ansatzes 

In der wissenschaftlichen Diskussion ist zunehmend anerkannt, dass für eine Neuausrich
tung im Sinne des WoG-Ansatzes nicht ausschließlich strukturelle oder organisatorische 
Veränderungen erforderlich sind. Vielmehr bedarf es darüber hinaus einer Veränderung 
normativer Orientierungen innerhalb der betroffenen Organisationseinheiten. 

WoG-Ansätze mit struktureller Perspektive konzentrieren sich auf Veränderungen 
und/oder Verbesserungen in der Aufbau- und Ablauforganisation öffentlicher Institutio
nen. Solche Reforminitiativen können sowohl top-down als auch bottom-up angestoßen 
werden (Christensen/Lægreid 2007). Die kultur-institutionalistische Perspektive betont, 
dass jede öffentliche Organisation über eigene, historisch gewachsene Normen und 
Werte verfügt (Christensen/Lægreid 2007). Reformprozesse müssen diese institutionen
spezifischen Normstrukturen berücksichtigen und entsprechend angepasst werden, um 
wirksam zu sein (Christensen/Lægreid 2007; Tosun/Lang 2017; Halligan et al. 2011). Dar
aus ergibt sich die zentrale Erkenntnis, dass strukturelle Reformen idealerweise mit einem 
kulturellen Wandel einhergehen sollten, um nachhaltige Veränderungen zu ermöglichen. 
Eine einheitliche Definition des WoG-Ansatzes existiert bislang nicht. Eine Arbeitsdefini
tion, welche zentrale Aspekte des WoG-Ansatzes unterschiedlicher Vertreter enthält, 
lässt sich wie folgt formulieren:  

WOG-Ansätze beziehen sich auf das koordinierte und integrierte Handeln öffentli
cher Einrichtungen auf allen Verwaltungsebenen über Ressortgrenzen und instituti
onelle Hierarchien hinweg. Ziel ist es, ein gemeinsames politisches oder administra
tives Problem – etwa im Bereich der nationalen Sicherheit, des Klimaschutzes oder 
der Gesundheitspolitik – kohärent zu bearbeiten. Dabei können sowohl staatliche 
als auch nicht-staatliche Akteure einbezogen werden. Die Maßnahmen können for
meller oder informeller Natur sein und sich auf die Politikentwicklung, das Pro
grammmanagement, die Reorganisation bestehender Strukturen oder die Leis
tungserbringung beziehen. Die erfolgreiche Implementierung von WoG-Strategien 

 
10  Public-Private-Partnerships (PPP) bezeichnen langfristige, vertraglich geregelte Kooperationsformen zwischen öffentli

cher Hand und privaten Akteuren, die im internationalen New Public Management-Diskurs entstanden sind. Im 
deutschsprachigen Raum sind sie auch als Öffentlich-Private-Partnerschaften (ÖPP) bekannt. Ziel ist es, staatliche Steu
erungsverantwortung mit privatwirtschaftlichen Effizienz- und Innovationspotenzialen zu verbinden (Osborne 2000; 
Savas 2000). In der obigen Systematisierung wurde PPP folglich der analytischen Dimension "Kooperation/Netzwerk“" 
zugeordnet. In Deutschland wurden PPP seit den 1990er-Jahren vor allem im Infrastrukturbereich umgesetzt und so
wohl praktisch (z.B. im Bereich der öffentlichen Infrastruktur, vgl. https://www.ppp-projektdatenbank.de/in
dex.php?id=9, letzter Zugriff: 24.09.2025.) als auch wissenschaftlich (Krumm/Mause 2009; Bauer et al. 2015) breit dis
kutiert.  

https://www.ppp-projektdatenbank.de/index.php?id=9
https://www.ppp-projektdatenbank.de/index.php?id=9
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geht häufig mit einem kulturellen Wandel einher, der die angestrebten Reorganisa
tionsprozesse fördert und stabilisiert. 

 

 Steckbrief des WoG-Ansatzes 

» Systemischer Reformansatz 

» Handeln öffentlicher Einrichtungen auf verschiedenen Ebenen 

» Koordinierte und integrierte Zusammenarbeit über Ressort- und 
Politikfeldgrenzen hinweg 

» Aufgabenbezogene Kooperation mit abgestimmter Reaktion auf 
konkrete Herausforderungen 

» Beteiligung staatlicher sowie optional nicht-staatlicher Akteure 

» Formelle und informelle Steuerungs- und Umsetzungsmechanis
men 

» Anwendungsbereiche: Politikentwicklung, Programmmanage
ment, Reorganisation und/oder Leistungserbringungen 

 

Diese Beschreibung verdeutlicht, dass der WoG-Ansatz weiterhin als Sammelbegriff für 
kooperative Strategien und Reformvorhaben mit unterschiedlichen Zielsetzungen dient. 
Die Flexibilität des Konzepts ermöglicht eine kontextabhängige Anwendung in verschie
denen politischen und administrativen Handlungsfeldern. Problemtisch bleibt dabei, dass 
es keine einheitliche Verwendung des Konzeptes gibt. 

Der WoG-Ansatz kann nicht mit dem in Deutschland verwendeten Begriff des „Gesamt
staatlichen Ansatzes“ synonym verwendet werden. Der Gesamtstaatliche Ansatz bezeich
net vor allem die vertikale Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen, 
häufig im Kontext von Krisenbewältigung oder Sicherheitspolitik (Borchert et al. 2013). 
Während WoG also auf interne Integration der Exekutive verweist, adressiert der gesamt
staatliche Ansatz die föderale Mehrebenen-Koordination. 

3.2.3 Aufgabenorientierung und WoG: Divergierende Steuerungslogiken 

Der vom FÖV formulierte Ansatz der Aufgabenorientierung (Rademann/Thiel 2024) ver
steht sich als Organisations- und Steuerungsprinzip, das die öffentliche Verwaltung kon
sequent an den tatsächlich zu erfüllenden Aufgaben ausrichtet. Strukturen und Prozesse 
werden dabei nicht primär aus bestehenden Ressortzuschnitten oder organisatorischen 
Routinen abgeleitet, sondern funktional aus den staatlichen Aufgaben, die für die wirk
same Leistungserbringung erforderlich sind. Die Legitimation von Verwaltungsorganisa
tion erfolgt somit nicht durch institutionelle Traditionen oder Ressortlogiken, sondern 
durch ihre Fähigkeit, konkrete öffentliche Aufgaben wirksam zu bewältigen (Rademann/ 
Thiel 2024). 
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Der WoG-Ansatz verfolgt demgegenüber das Ziel, sektorübergreifende Koordination zu 
stärken und horizontale wie vertikale Verflechtungen im Regierungshandeln zu institutio
nalisieren. Er setzt damit in erster Linie bei den Koordinationsmechanismen zwischen Res
sorts und Verwaltungsebenen an und betont die Notwendigkeit einer kohärenteren staat
lichen Steuerung. Eine wirksame Umsetzung erfordert jedoch nicht allein strukturelle Ar
rangements, sondern in vielen Fällen auch einen kulturellen Wandel, der Kooperations
bereitschaft, Vertrauen und gemeinsame Problembearbeitung fördert. Diese Verände
rungen sind regelmäßig kosten- und zeitintensiv, da sie eine langfristige Anpassung ein
gespielter Arbeits- und Entscheidungsweisen voraussetzen. 

Beide Ansätze eröffnen unterschiedliche Perspektiven auf die Modernisierung staatlicher 
Steuerung. Der WoG-Ansatz zielt darauf ab, durch sektorübergreifende Koordination ko
härente Lösungen für komplexe, ressortübergreifende Problemlagen zu entwickeln und 
institutionelle Silos zu überwinden. Die Aufgabenorientierung hingegen bietet ein organi
sationslogisches Fundament, das Verwaltungsstrukturen und -prozesse unmittelbar an 
den zu erfüllenden Aufgaben ausrichtet. Dadurch lassen sich Zuständigkeiten klarer kon
turieren, Verantwortlichkeiten eindeutiger zuweisen und institutionelle Doppelungen 
besser vermeiden. Auch wenn ihre Umsetzung einen tiefgreifenden Wandel etablierter 
Arbeits-, Handlungs- und Denkweisen erfordert, bildet sie eine konsistente und tragfähige 
Grundlage für die Anpassungs- und Gestaltungsfähigkeit der Verwaltung. 

3.3 Zwischenfazit 
Die Analyse hat gezeigt, dass der WoG-Ansatz im internationalen wie im deutschen Re
formdiskurs als wichtiger Referenzpunkt für die Modernisierung staatlicher Steuerung 
gilt. Seine Stärke liegt in der Förderung sektorübergreifender Koordination und der Mög
lichkeit, kohärente Reaktionen auf komplexe Problemlagen zu organisieren. Damit kann 
WoG grundsätzlich als Orientierungsrahmen für eine nachhaltige Verwaltungsmoderni
sierung dienen, wenngleich seine Umsetzung voraussetzungsreich ist und oftmals von kul
turellen sowie institutionellen Widerständen begleitet wird. 

Das Verhältnis zum vom FÖV entwickelten Ansatz der Aufgabenorientierung lässt sich als 
Gegenüberstellung unterschiedlicher Steuerungslogiken bestimmen: Während WoG pri
mär auf strategische Koordination und institutionelle Integration zielt, setzt die Aufga
benorientierung an der funktionalen Neuausrichtung von Verwaltungsstrukturen und -
prozessen an. Sie stellt damit weniger eine kurzfristige Lösung für Ad-hoc-Probleme dar, 
sondern vielmehr eine grundlegende Umgestaltung administrativer Arbeits- und Denk
weisen. 

Schließlich wird deutlich, dass WoG nicht isoliert betrachtet werden kann, sondern in eine 
breitere Modernisierungsdiskussion der Verwaltung eingebettet ist. WoG steht in enger 
Beziehung zu Konzepten wie JuG oder gesamtstaatlichen Koordinationsansätzen. 

Auf dieser Grundlage stellt sich die Frage, inwieweit der WoG-Ansatz nicht nur in wissen
schaftlichen Debatten, sondern auch in der politisch-praktischen Diskussion in Deutsch
land eine Rolle spielt. Im nächsten Abschnitt wird hierzu eine Analyse einschlägiger Ma
terialien aus dem Dokumentations- und Informationssystem des Deutschen Bundestages 
(DIP) herangezogen und kritisch ausgewertet. 
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3.4 Parlamentarische Befassung mit dem WoG-Ansatz und zentraler 
Verwaltungsmodernisierungsparadigmen im DIP   

Zur empirischen Bestimmung der Relevanz des WoG-Ansatzes - auch im Vergleich zu wei
teren Paradigmen der Verwaltungsmodernisierung - im praktisch-politischen Bereich wird 
das Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien11 (DIP) genutzt. 
Das DIP bildet parlamentarische Verfahren in standardisierter Form ab und ermöglicht 
damit eine systematische Analyse der politischen Resonanz verwaltungswissenschaftli
cher Leitbilder. 

Die Auswertung konzentriert sich auf die Vorgangsebene. Vorgänge repräsentieren abge
schlossene oder laufende parlamentarische Verfahren (z. B. Gesetzesinitiativen, Anträge, 
Große Anfragen) und bündeln die dazugehörigen Dokumente und Aktivitäten. Sie stellen 
damit eine klar abgegrenzte, vergleichbare Analyseeinheit dar, die sowohl den themati
schen Gegenstand als auch die beteiligten Akteure sichtbar machen kann. Eine Analyse 
auf Dokument- oder Aktivitätsebene würde für den hier verfolgten konzeptionellen Ver
gleich zu einer Überdifferenzierung führen, während die Vorgangsebene eine konsistente, 
verdichtete Vergleichsperspektive eröffnet. 

Die Suchstrategie im DIP basiert auf einer systematischen Schlagwortsuche, die neben 
WoG, Modernisierungsparadigmen der letzten Jahrzehnte, wie sie in einschlägiger ver
waltungswissenschaftlicher Literatur beschrieben werden, enthält (Pollitt/Bouckaert 
2017b; Bogumil/Jann 2020).  

Die gewählten Suchbegriffe decken drei Entwicklungsphasen der Verwaltungssteuerung 
ab: 

1. Managerialistische bzw. NPM-orientierte Reformansätze (Neues Steuerungsmodell, 
New-Public Management, Private-Public-Partnership12, Wirkungsorientierung13)  

2. Governance-orientierte Ansätze (Verbundsverwaltung, Verwaltungsverflechtung, 
Gesamtstaatlicher Ansatz, Aufgabenorientierung, WoG, Transformationsteams, Res
sortübergreifende Zusammenarbeit14)  

3. Digitale und adaptive Reformansätze (Transformationsteams, Vernetzte Verwaltung, 
Open Government, E-Government)  

 
11  https://dip.bundestag.de/erweiterte-suche?term=Neues%20Steuerungsmodell&f.wahlperiode=21&rows=25, Letzter 

Zugriff: 26.09.2025 

12  Private-Public-Partnership kann als NPM-orientierte Reformlogik verstanden werden (Wang et al. 2018). PPP wurde 
auch weitergedacht und zum Teil als governance bzw. network-governance orientierte Reformansatz verstanden (War
sen et al. 2020).   

13  Wirkungsorientierung als Reformansatz kann der managerialistischen Reformlogik zugeordnet werden, hat sich im öf
fentlichen Sektor zugleich auch zu einen Steuerungsinstrument entwickelt (Heinrich 2002) und könnte somit auch als 
governance-orientierte Reformlogik verstanden werden.  

14  Ressortübergreifende Zusammenarbeit und Transformationsteams können dann als Reformansatz verstanden werden, 
wenn sie als Ausdruck einer neuen Steuerungslogik in der Verwaltungsmodernisierung verstanden werden und nicht 
nur als operative Maßnahme. Sowohl Ressortübergreifende Zusammenarbeit als auch Transformationsteams können 
auch als digitaler und adaptiver Reformansatz verstanden werden, abhängig von der tagtäglichen Ausgestaltung.   

https://dip.bundestag.de/erweiterte-suche?term=Neues%20Steuerungsmodell&f.wahlperiode=21&rows=25
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Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich über mehrere Legislaturperioden, beginnend 
mit der 12. Wahlperiode (1990) und endend mit der laufenden 21. Wahlperiode (Stichtag 
26.09.2025). Dadurch können sowohl längerfristige Entwicklungen als auch aktuelle Ak
zentsetzungen nachvollzogen werden. 

Die Auswertung der Trefferlisten „gesamt“ zeigt, in welchem Umfang und in welchen Kon
texten Modernisierungskonzepte im parlamentarischen Verfahren tatsächlich aufgegrif
fen wurden (vgl. Abbildung 1). Für diese Analyse wurden alle Treffer einbezogen, um die 
grundlegende Tendenz zu erfassen. Bei den Suchanfragen im DIP wurden die Konzepte 
zunächst in Anführungszeichen gesetzt. Anschließend erfolgte eine erneute Suche ohne 
Anführungszeichen, um mögliche Variationen bei mehrgliedrigen Begriffen zu berücksich
tigen. Zwar erhöhte sich die Trefferzahl im zweiten Suchdurchlauf leicht, der in Abbildung 
1 dargestellte Gesamttrend blieb jedoch unverändert. 

 

 Abbildung 1: Treffer gesamt, Modernisierungsparadigmen Konzepte der Verwal
tungsmodernisierung im DIP 

 
 

Die Ergebnisse zeigen, dass „E-Government“ und „Open Government“ seit der 12. Wahl
periode die zentralen Modernisierungsparadigmen im Bundestag und Bundesrat sind. 
„Public-Private-Partnership“ und „ressortübergreifende Zusammenarbeit“ treten eben
falls vergleichsweise häufig auf, bleiben jedoch deutlich hinter den erstgenannten Kon
zepten zurück. Dagegen finden sich zu „Whole-of-Government“ (WoG) und insbesondere 
zur „Aufgabenorientierung“ nur vereinzelte Bezüge. 



 

 

 

11 

 

 

 

Der Befund, dass „Aufgabenorientierung“ im parlamentarischen Diskurs kaum präsent ist, 
lässt sich theoretisch erklären: Im Unterschied zu etablierten Modernisierungskonzepten 
wie „E-Government“ oder „Open Government“ war „Aufgabenorientierung“ bislang kein 
eigenständiges Reformparadigma, sondern wurde erst im Rahmen der Forschungsarbei
ten des FÖV konzeptionell entwickelt und definiert. Entsprechend wird der Begriff in den 
wenigen parlamentarischen Quellen lediglich in einem unspezifischen, normativ-deskrip
tiven Sinn verwendet – etwa zur Bezeichnung einer an Aufgaben statt an Zuständigkeiten 
orientierten Organisation oder Finanzierung. Diese semantische Differenz verdeutlicht, 
dass die politische Verwendung von „Aufgabenorientierung“ nicht dem wissenschaftlich-
konzeptionellen Verständnis des vom FÖV entwickelten Ansatzes entspricht. 

 

 Abbildung 2: Treffer Vorgänge, Modernisierungsparadigmen Konzepte der Verwal
tungsmodernisierung im DIP 

 

Auf der Ebene der Vorgänge bestätigt sich das Muster teilweise: „E-Government“ bleibt 
das dominierende Konzept, während hier „Public-Private-Partnership“ häufiger als „Open 
Government“ genannt wird. Bemerkenswert ist zudem, dass sowohl der WoG-Ansatz als 
auch der „gesamtstaatliche Ansatz“ jeweils nur einmal seit der 12. Wahlperiode aufgegrif
fen wurden – jedoch in unterschiedlichen Kontexten. Während der Begriff „gesamtstaat
licher Ansatz“ in Krisenzusammenhängen als normatives Leitkonzept für staatliches Han
deln genutzt wird, erfolgt keine explizite Bezugnahme auf Modernisierungsstrategien. Da
mit wird der gesamtstaatliche Ansatz nicht synonym zum WoG-Ansatz verwendet, was 
die in Abschnitt 3.2.2 vorgenommene begriffliche Differenzierung bestätigt. 
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 Abbildung 3: Entwicklung der Vorgänge seit der 12. WP 

 
 

Die Analyse der zeitlichen Entwicklung zeigt, dass die Verwendung von Modernisierungs
konzepten ab der 15. Wahlperiode (2002) deutlich zunimmt. Besonders das Konzept „E-
Government“ erreicht in den Wahlperioden 19 und 20 (ab 2017) seinen Höhepunkt. 
Grundsätzliche Fragen nach Modernisierungsstrategien im Sinne des WoG-Ansatzes spie
len dagegen keine prominente Rolle. Aspekte verbesserter Koordination – etwa durch das 
Konzept „ressortübergreifende Zusammenarbeit“ – oder Elemente der Outputorientie
rung, wie „Wirkungsorientierung“, treten seit der 17. Wahlperiode auf, bleiben jedoch 
marginal. Bemerkenswert ist, dass WoG, der gesamtstaatliche Ansatz und Wirkungsorien
tierung zeitgleich in der 17. Wahlperiode in den Parlamentsmaterialien erscheinen. 

Die Abbildungen verdeutlichen insgesamt die untergeordnete Rolle des WoG-Ansatzes im 
parlamentarischen Diskurs. Daher wurde zusätzlich untersucht, in welchen thematischen 
Kontexten der Ansatz überhaupt Eingang in die Parlamentsmaterialien gefunden hat. 
Hierzu wurden neben den Vorgängen auch alle Aktivitäten seit der 12. Wahlperiode ein
bezogen. 
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 Abbildung 4: WoG-Ansatz nach Themen im DIP 

 
 

Die thematische Clusterung der einschlägigen Dokumente verweist auf eine deutliche 
Schwerpunktsetzung im Bereich „Nationale Sicherheit“ (12 von 26 Treffern). Der WoG-
Ansatz wird dabei vor allem im Kontext komplexer, schwer steuerbarer Problemlagen dis
kutiert, die international als wicked problems und in der deutschen Debatte als „Langzeit
aufgaben“ bezeichnet werden. Bereits diese Fokussierung verweist auf eine diskursive 
Rahmung, die WoG primär als Reaktionsmuster auf Krisen und sicherheitsrelevante Her
ausforderungen positioniert. 

Analytisch lassen sich zwei dominante Verwendungsmuster unterscheiden. Erstens wird 
WoG als normatives Steuerungsprinzip verstanden, das ressortübergreifende und integ
rative Politikansätze erfordert. Diese Interpretation manifestiert sich etwa in der Entwick
lungszusammenarbeit oder der Bekämpfung von Fluchtursachen. Auffällig ist jedoch, dass 
in ministeriellen Publikationen WoG häufig mit interministerieller Kooperation gleichge
setzt wird. Ein Beispiel hierfür liefert eine vom Auswärtigen Amt veröffentlichte Studie 
der Stiftung Wissenschaft und Politik, die den Ansatz im Wesentlichen auf die Schaffung 
organisatorischer Grundlagen für Abstimmung und Ressourcenzuteilung reduziert (Major 
et al. 2011: 43). Eine solche Reduktion verstärkt die terminologische Unschärfe des Kon
zepts (vgl. Kapitel 3.2) und droht, dessen transformative Potenziale zu neutralisieren. 
Durch die Gleichsetzung mit bestehenden Kooperationsformen werden strukturelle und 
kulturelle Veränderungsperspektiven systematisch entpolitisiert. 

Zweitens wird bei der Verwendung des WoG-Ansatzes in den Dokumenten die konse
quentere Umsetzung bestehender WoG-Strategien betont, insbesondere im Hinblick auf 
die Koordination zwischen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und dem Pariser Kli
maabkommen. Mehrere Dokumente weisen darauf hin, dass erste Kooperationsansätze 
bestehen, jedoch durch strukturelle Reformen gestärkt werden müssten – beispielsweise 
unter Einbeziehung des Auswärtigen Amts. Ein kleinerer Teil der Dokumente grenzt den 
Ansatz enger ein, etwa im Kontext der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. 
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Querschnittlich lassen sich drei wiederkehrende Kernelemente identifizieren: 

 Aufgaben- und Zielorientierung, 

 ressortübergreifende Kooperation und ganzheitliches Handeln, 

 Einbeziehung nicht-staatlicher Akteure („Whole-of-Society“). 

Diese Elemente spiegeln die im Steckbrief zum WoG-Ansatz skizzierten Grundzüge wider, 
bleiben jedoch inhaltlich unvollständig. Insbesondere der für eine nachhaltige Implemen
tierung zentrale kulturelle Wandel innerhalb der Verwaltung wird kaum adressiert. Auch 
der Begriff „Whole-of-Society“ bleibt in den Texten diffus und fungiert häufig als rhetori
sche Formel, ohne dass konkrete Mechanismen zur Operationalisierung der gesamtgesell
schaftlichen Dimension benannt werden. 

Die Analyse der Parlamentsmaterialien macht deutlich, dass der WoG-Ansatz bislang nur 
punktuell im politischen Diskurs erscheint, vor allem in sicherheitspolitischen Kontexten. 
Dies unterstreicht einerseits seine Eignung als normativer Bezugsrahmen für ressortüber
greifendes Handeln bei komplexen Herausforderungen, andererseits aber auch seine be
grenzte institutionelle Verankerung im deutschen Modernisierungsdiskurs. Im Verhältnis 
zu etablierten Reformansätzen bleibt damit offen, ob WoG eine strategische Leitperspek
tive für die Modernisierung der Bundesverwaltung entwickeln kann oder lediglich als er
gänzendes Konzept in spezifischen Handlungsfeldern relevant bleibt. 

Vor dem Hintergrund dieser eher punktuellen und diskursiv begrenzten Präsenz des 
Whole-of-Government-Ansatzes im parlamentarischen Raum stellt sich die Frage, inwie
weit seine Leitprinzipien in der Verwaltungspraxis tatsächlich Anwendung finden. Im fol
genden Abschnitt wird daher mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und ihren Trans
formationsteams ein Beispiel vorgestellt, das als praktischer Bezugspunkt für einen 
Whole-of-Government-Ansatz auf Bundesebene gelten kann. Anhand dieses Falles wer
den zentrale Herausforderungen ressortübergreifender Steuerung und Koordination in 
der Umsetzung analysiert. 

4. WoG-Ansatz in der Praxis 
Die Analyse der parlamentarischen Behandlung von Konzepten der Verwaltungsmoderni
sierung verdeutlicht, dass der WoG-Ansatz im Vergleich zu anderen Modernisierungsan
sätzen lediglich eine marginale Bedeutung erlangte. Er wurde vornehmlich im Zusammen
hang mit sogenannten wicked problems – komplexen, langfristig angelegten Steuerungs
aufgaben – thematisiert und dabei überwiegend als normatives Orientierungsmodell 
empfohlen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, in welchen konkreten Kontexten der WoG-
Ansatz tatsächlich als Modernisierungskonzept implementiert wurde. Im Folgenden wird 
am Beispiel der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie untersucht, inwiefern Elemente des 
WoG-Ansatzes tatsächlich in institutionelle Steuerungspraktiken überführt wurden. Da
ran anschließend wird die Implementierung qualitativ diskutiert, bevor abschließend auf 
die Abgrenzung zwischen interministerieller/ressortübergreifender Kooperation und dem 
WoG-Ansatz eingegangen wird. 



 

 

 

15 

 

 

 

4.1 WoG-Ansatz in der Praxis? Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 
und ihre Transformationsteams  

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) ist das zentrale Rahmenwerk der Bundesre
gierung zur Umsetzung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen in Deutschland. Erstmals 
wurde sie im Jahr 2002 veröffentlicht und seither regelmäßig aktualisiert. Seit 2016 ori
entiert sich die DNS explizit an den 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable De
velopment Goals, SDGs). 

Die Bundesregierung versteht die DNS ausdrücklich als WoG-Strategie, da sie eine ress
ortübergreifende Koordination, die Integration nicht-staatlicher Akteure sowie die insti
tutionelle Verankerung in zentralen Steuerungsprozessen miteinander verbindet. Beson
ders deutlich wird dieser Anspruch in der Einrichtung befristeter, ressortübergreifender 
Projektgruppen – der sogenannten „Transformationsteams“ (TT) – zur Steuerung der 
sechs prioritären Transformationsbereiche und der fünf zentralen Umsetzungshebel (Die 
Bundesregierung 2025b: 30; 2025a: 10). Nach offizieller Lesart dienen die Transformati
onsteams nicht nur der Unterstützung der Strategieumsetzung, sondern gelten als 
exemplarische Operationalisierung des WoG-Ansatzes: Sie sollen durch ein kohärentes, 
ressortübergreifendes Vorgehen nachhaltige Transformationen gezielt vorantreiben und 
so eine institutionalisierte Form von koordinierter Regierungssteuerung etablieren. 

 

 WoG-Elemente in der DNS 

» Ressortübergreifende Kooperation   

» Aufgabenorientierung   

» Integration nicht-staatlicher Akteure   

» Formal institutionalisierte Prozesse    

» Zentrale Steuerung 

» Politisches Querschnittsthema/Langzeitaufgabe  

 

Die Federführung und Koordination der DNS liegt als ressortübergreifende Querschnitts
aufgabe beim Bundeskanzleramt. Bis zum Beginn der 21. Legislaturperiode fungierte der 
Staatssekretärsausschuss (SSA) unter Leitung einer Staatsministerin im Bundeskanzleramt 
als zentrales Steuerungsgremium der Strategie. An den vier- bis fünfmal jährlich stattfin
denden Sitzungen nehmen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre aller Bundesministe
rien sowie die Vorsitzenden des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung 
(PBnE) und des Rates für Nachhaltige Entwicklung (RNE) teil (Die Bundesregierung 2025b: 
110). 

Ein Abgleich mit den Kernelementen des WoG-Ansatzes (vgl. Abschnitt 3.2.2) zeigt jedoch, 
dass die DNS und ihre Transformationsteams nur teilweise dem idealtypischen Anspruch 
entsprechen. Während ressortübergreifende Koordination und institutionelle Einbettung 
in zentrale Steuerungsprozesse klar erkennbar sind, bleiben andere Merkmale – etwa ein 
umfassender systemischer Reformansatz, die Einbindung mehrerer Verwaltungsebenen, 
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ein begleitender kultureller Wandel oder die konsistente Nutzung informeller Steuerungs
mechanismen – nur in Ansätzen realisiert. Auch die Beteiligung nicht-staatlicher Akteure 
bleibt begrenzt. 

Insgesamt lässt sich die DNS daher als selektive, aber sichtbare Umsetzung eines WoG-
Ansatzes interpretieren: Sie greift zentrale Prinzipien integrierter Regierungssteuerung 
auf, ohne deren konzeptionellen Anspruch vollständig einzulösen. Damit verdeutlicht die 
Strategie ein zentrales Spannungsverhältnis zwischen dem programmatischen Anspruch 
einer systemischen, ressortübergreifenden Steuerung und der fortbestehenden Fragmen
tierung administrativer Zuständigkeiten – ein Befund, der für die Bewertung der instituti
onellen Modernisierungsfähigkeit des WoG-Ansatzes in der deutschen Bundesverwaltung 
zentral ist. 

4.2 Ressortübergreifende und interministerielle Kooperation im 
Vergleich zum WoG-Ansatz 

In Kapitel 3.4 wurde dargelegt, dass in der politischen Praxis zum Teil ressortübergrei
fende und interministerielle Kooperation mit dem WoG-Ansatz gleichgesetzt wird. Im Fol
genden werden drei prominente Beispiele dieser Kooperationsformen vorgestellt und an
schließend in Relation zum WoG-Ansatz eingeordnet: 

 die Missionsteams der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation, 

 die Interministerielle Arbeitsgruppe „Sendai“ (IMAG Sendai) zur Umsetzung des 
Sendai-Rahmens für Katastrophenvorsorge, 

 sowie GovData – das Datenportal für Deutschland – als Beispiel vernetzter Verwal
tung. 

Diese Fallbeispiele verdeutlichen, dass Kooperationsformen zwar zentrale Elemente mo
derner Verwaltungssteuerung darstellen, jedoch nicht den konzeptionellen Anspruch des 
WoG-Ansatzes vollständig einlösen. 

4.2.1 Missionsteams der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation 

Ein häufig zitiertes Beispiel ressortübergreifender Zusammenarbeit stellen die sogenann
ten Missionsteams dar, die im Rahmen der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation 
in der 20. Legislaturperiode eingerichtet und 2023 in ihre operative Phase überführt wur
den (Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 2023). Ihnen war die Aufgabe 
zugedacht, sechs prioritäre Missionsfelder in Form agiler, ressortübergreifender Koordi
nierungseinheiten zu bearbeiten. Beratend eingebunden wurden zudem Vertreterinnen 
und Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. 

Obwohl der missionsorientierte Politikstil eine konzeptionelle Weiterentwicklung der 
Hightech-Strategie 2025 darstellt, wurden von der Expertenkommission Forschung und 
Innovation (Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) 2024, 2025) erhebliche 
Defizite identifiziert. Insbesondere fehlten den Missionsteams Entscheidungs- und Bud
getbefugnisse, sodass die Ressorts weiterhin maßgeblich über Inhalte und Ressourcen be
stimmten. Darüber hinaus blieb ein begleitender kultureller Wandel aus: Die Ressorts ver
zahnten ihre Strategien nicht systematisch mit den Missionen, sodass Silodenken weitge
hend bestehen blieb. Auch die Zielsetzungen der Missionen wurden als zu breit gefasst 
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bewertet und hätten nach Einschätzung der EFI stärker fokussiert und mit verbindlichen 
Roadmaps versehen werden müssen. Die Missionsteams lassen sich damit als innovative 
Form ressortübergreifender Kooperation einordnen, die den Anforderungen des WoG-
Ansatzes jedoch nicht gerecht wird. 

4.2.2 Interministerielle Arbeitsgruppe „Sendai“ (IMAG Sendai) 

Ein zweites Beispiel stellt die Interministerielle Arbeitsgruppe „Sendai“ (IMAG Sendai) dar, 
die 2016 im Anschluss an die Verabschiedung des Sendai-Rahmens für Katastrophenvor
sorge eingerichtet wurde (Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) 2022). Die 
IMAG koordiniert ressortübergreifend Maßnahmen zur Stärkung gesellschaftlicher Resili
enz und ist in die nationale Resilienzstrategie15 eingebettet. Mitglieder sind Vertreterin
nen und Vertreter aller Bundesministerien sowie nachgeordneter Behörden. 

Trotz dieser formal breiten Aufstellung verfügt die IMAG nur über begrenzte Steuerungs
kompetenzen. Entscheidungs- und Budgetbefugnisse verbleiben in den Ressorts, wodurch 
die Arbeitsgruppe stark in bestehende Ressortlogiken eingebunden bleibt. Zudem fehlt 
eine substantielle Verzahnung mit anderen großen Transformationsstrategien wie der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie oder der Klimapolitik, obwohl erhebliche inhaltliche 
Schnittmengen bestehen (Oldenburg et al. 2021; Wolff, et al. 2021). Auch die vertikale 
Integration mit Ländern und Kommunen ist schwach ausgeprägt, was auf einen nicht voll
zogenen kulturellen Wandel hinweist. Die IMAG kann somit als Koordinationsgremium 
interpretiert werden, dem die Durchsetzungsfähigkeit zur Realisierung einer WoG-orien
tierten Steuerung fehlt. 

4.2.3 Vernetzte Verwaltung: GovData – Das Datenportal für Deutschland 

Als drittes Beispiel ist GovData, das Datenportal für Deutschland, zu nennen. Es wurde 
2013 als Prototyp gestartet und 2015 in den Regelbetrieb überführt. Ziel ist die Bereitstel
lung offener Verwaltungsdaten von Bund, Ländern und Kommunen auf Grundlage einer 
Verwaltungsvereinbarung. Seit 2023 liegt die operative Verantwortung bei der Föderalen 
IT-Kooperation (FITKO). GovData stellt damit eine formal institutionalisierte Form ver
netzter Verwaltung dar und ist ein zentrales Instrument der Open-Data-Strategie der Bun
desregierung (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2021). 

Begleitend wurde das Konzept von Open Government auch institutionell evaluiert: Das 
FÖV führte 2020 eine Potentialanalyse durch, die insbesondere den strategischen Nutzen 
und Hemmnisse von Open Government in Deutschland untersucht. 

 Auch in diesem Fall bestehen strukturelle Schwächen. Die personelle Ausstattung blieb 
dauerhaft gering, sodass die kontinuierliche Weiterentwicklung eingeschränkt ist (Horn 
2021). Zudem hängt die Bereitstellung von Daten stark von der freiwilligen Beteiligung 
einzelner Länder und Kommunen ab, Datensätze sind nicht immer vollständig, während 
verbindliche Durchsetzungsmechanismen fehlen (Bickmann et al. 2020). Schließlich 
wurde auch hier kein umfassender kultureller Wandel erreicht, der den Nutzen offener 

 
15  Bei der Recherche zur Parlamentarischen Behandlung von Verwaltungsmodernisierungskonzepten im DIP wurde – wie 

in Abschnitt 3.4 erläutert – deutlich, dass im Kontext der Resilienzstrategie wiederholt auf den WoG-Ansatz Bezug ge
nommen wurde. In den entsprechenden Dokumenten erscheint der WoG-Ansatz jedoch überwiegend als normatives 
Steuerungselement. 
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Daten nachhaltig im Verwaltungshandeln verankern könnte. GovData zeigt damit die 
Grenzen einer formalen, aber ressourcenschwachen Kooperationsstruktur auf. 

4.2.4 Zwischenfazit: Kooperation versus WoG 

Die drei Fallbeispiele verdeutlichen, dass ressortübergreifende und interministerielle Ko
operationen zentrale Bausteine moderner Verwaltungssteuerung darstellen, zugleich je
doch wesentliche Kernelemente des WoG-Ansatzes nicht vollständig abbilden. Ihnen feh
len in der Regel verbindliche Entscheidungs- und Budgetbefugnisse, eine dauerhafte in
stitutionelle Verankerung sowie ein begleitender kultureller Wandel zur Überwindung 
etablierter Ressortlogiken. Während der WoG-Ansatz auf eine integrierte, systemische 
und nachhaltig institutionalisierte Steuerung zielt, bleiben klassische Kooperationsformen 
häufig projektbezogen, ad hoc oder ressourcenschwach ausgestaltet. Kooperation ist da
mit notwendig, aber nicht hinreichend, um den Steuerungsanspruch eines WoG-Ansatzes 
einzulösen. 

Diese Befunde verweisen auf eine strukturelle Spannung zwischen koordinativen Refor
mansätzen, die primär auf horizontale Abstimmung und freiwillige Zusammenarbeit set
zen, und systemischen Steuerungskonzepten wie dem WoG-Ansatz, die auf eine dauer
hafte institutionelle Integration und strategische Kohärenz zielen. Diese Spannung prägt 
die deutsche Steuerungsarchitektur bis heute und erklärt, warum viele Kooperationsfor
men zwar innovativ, aber nur begrenzt transformativ wirken. 

Wie in Abschnitt 3.2.3 ausgeführt, unterscheidet sich das Konzept der Aufgabenorientie
rung vom WoG-Ansatz, da dieser breiter ausgelegt ist. Während WoG auf interorganisati
onale Koordination und Kohärenz zwischen Ressorts und Verwaltungsebenen abzielt, 
rückt die Aufgabenorientierung die funktionale Logik staatlicher Leistungserbringung ins 
Zentrum. Sie versteht Verwaltungsorganisationen nicht als Ergebnis institutioneller Rou
tinen, sondern leitet ihre Struktur und Steuerung aus den tatsächlich zu erfüllenden Auf
gaben ab. Im Folgenden wird sie in die vergleichende Analyse einbezogen, um die unter
schiedlichen Steuerungslogiken der Verwaltungsmodernisierung gegenüberzustellen. 
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 Tabelle 1: Vergleich zentraler Steuerungs- und Koordinierungslogiken der Verwal
tungsmodernisierung (Kooperation, WoG, Aufgabenorientierung) 

 



 

 

 

20 

 

 

 

Zugleich wird Kooperation und Koordination in der Bundesregierung zunehmend als stra
tegischer Handlungsansatz verstanden. Mit dem 2021 eingerichteten GovLabDE besteht 
erstmals eine institutionalisierte Plattform, die ressort- und behördenübergreifende Zu
sammenarbeit gezielt fördert und als Experimentierraum für innovationsorientierte Ver
waltungsarbeit dient. Ausgangspunkt war die Einsicht, dass komplexe, sektorübergrei
fende Herausforderungen, etwa Digitalisierung, Nachhaltigkeit oder Krisenbewältigung, 
nur durch engere Abstimmung über Ressortgrenzen hinweg bewältigt werden können. 
Das GovLabDE steht damit exemplarisch für eine neue Form der Koordinations- und Inno
vationspraxis, die Elemente des WoG-Ansatzes aufgreift, ohne diesen bislang vollständig 
zu realisieren (Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) 2023; Bundesminis
terium des Innern und für Heimat (BMI) 2022). 

Im Lichte dieser Befunde zeigt sich, dass der WoG-Ansatz in der Praxis vor allem koordi
nativ wirksam wird, ohne bislang eine tiefgreifende strukturelle Transformation der Ver
waltungssteuerung zu bewirken. Zwar kann ressortübergreifende Kooperation zur besse
ren Abstimmung zwischen Verwaltungseinheiten beitragen, die grundlegenden organisa
tionslogischen Strukturen und Entscheidungsprozesse bleiben jedoch weitgehend unbe
rührt. 

5. Analytische Einordnung und konzeptionelle Abgrenzung 
Der WoG-Ansatz findet in der deutschen Bundesverwaltung bislang vor allem als koordi
natives Steuerungskonzept Anwendung. Er zielt auf ressortübergreifende Abstimmung, 
informelle Kooperationsmechanismen und die stärkere Ausrichtung sektoraler Politiken 
auf gemeinsame Zielsetzungen, ohne dabei eine grundlegende strukturelle Transforma
tion oder nachhaltige Veränderung institutioneller Routinen zu bewirken. 

5.1 Empirische Rückbindung der Befunde 
Die Analyse aller Fallbeispiele macht deutlich, dass der WoG-Ansatz in Deutschland selek
tiv operationalisiert wird. WoG-Elemente wie ressortübergreifende Kooperation, gemein
same Steuerungsgremien oder die Einbindung nicht-staatlicher Akteure sind grundsätz
lich vorhanden, bleiben jedoch meist projektbezogen, ressourcenschwach und ohne ver
bindliche Entscheidungs- oder Budgetbefugnisse. Die institutionelle Einbettung solcher 
Strukturen hängt stark vom politischen Willen und der individuellen Initiative einzelner 
Ressorts ab, während eine dauerhafte organisatorische Verankerung auf Bundesebene 
bislang ausbleibt. 

Insgesamt deutet sich an, dass der WoG-Ansatz in der Praxis weniger ein strukturprägen
des Modernisierungskonzept als vielmehr ein koordinatives Prinzip darstellt. Seine Stärke 
liegt in der Verbesserung der Abstimmung zwischen Ressorts und Verwaltungsebenen, 
nicht in der Reorganisation administrativer Strukturen selbst. Damit bleibt die Moderni
sierungswirkung des Ansatzes bislang begrenzt – sie entfaltet sich primär auf der horizon
talen Ebene der Regierungskoordination. 

5.2 Konzeptionelle Abgrenzung zur Aufgabenorientierung 
Wie in Abschnitt 3.2.3 erläutert, unterscheidet sich der vom FÖV formulierte Ansatz der 
Aufgabenorientierung vom WoG-Ansatz. Während der WoG-Ansatz auf die Koordination 
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und Integration sektoraler Politiken und Verwaltungsebenen abzielt, folgt die Aufga
benorientierung einer Struktur- und Funktionslogik. Sie begreift Verwaltung nicht primär 
als Summe organisatorischer Einheiten, sondern als System zur Erfüllung staatlicher Auf
gaben. 

Aus dieser Perspektive werden Strukturen, Prozesse und Zuständigkeiten aus den tatsäch
lichen Aufgaben der Verwaltung abgeleitet und nicht aus bestehenden Ressortzuschnit
ten oder institutionellen Traditionen. Dadurch entsteht eine organisationslogische Grund
lage, die Legitimation und Wirksamkeit unmittelbar an die Aufgabenerfüllung bindet. 

Die empirischen Befunde deuten darauf hin, dass Verwaltungsmodernisierung in Deutsch
land bislang vor allem koordinativ, im Sinne des WoG-Ansatzes, betrieben wird, während 
strukturelle und aufgabenbezogene Reformansätze weniger im Vordergrund stehen. 
Beide Konzepte repräsentieren damit unterschiedliche, teilweise komplementäre Steue
rungslogiken: Der WoG-Ansatz fokussiert auf horizontale Kohärenz staatlichen Handelns, 
die Aufgabenorientierung auf die funktionale Kohärenz administrativer Strukturen. Ihre 
jeweiligen Potenziale und Grenzen markieren zentrale Spannungsfelder gegenwärtiger 
Verwaltungsmodernisierung. 

6. Schlussbetrachtung und Ausblick 
Die vorliegende Untersuchung zielte darauf, den WoG-Ansatz im Kontext der deutschen 
Verwaltungsmodernisierung konzeptionell einzuordnen und empirisch zu bewerten. Die 
Analyse der politischen und administrativen Praxis zeigt, dass der WoG-Ansatz als norma
tiver Orientierungsrahmen zunehmend an Bedeutung gewinnt, seine tatsächliche institu
tionelle Umsetzung jedoch selektiv und begrenzt bleibt. 

WoG-Initiativen wie die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie belegen, dass ressortübergrei
fende Koordination und vernetztes Arbeiten in der Bundesregierung mittlerweile struktu
rell anerkannt sind. Dennoch zeigen sich deutliche Grenzen: fehlende verbindliche Kom
petenzen, Ressortlogiken und eine bislang unzureichende Verknüpfung mit vertikalen 
Ebenen der Verwaltung hemmen die Transformationskraft des Ansatzes. 

Politisch wurde der WoG-Ansatz im Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode explizit er
wähnt, wo er im Kontext von Staatsmodernisierung und ressortübergreifender Zusam
menarbeit verortet wird (CDU et al. 2025: 56 ff.). Eine inhaltliche Konkretisierung oder 
Operationalisierung steht jedoch noch aus. Der Ansatz fungiert damit derzeit vor allem als 
programmatisches Leitbild, nicht als institutionell verankerte Reformstrategie. 

Die Untersuchung macht deutlich, dass die Modernisierung der Bundesverwaltung bislang 
vor allem über koordinative Ansätze verfolgt wird. Diese stärken zwar die horizontale Ab
stimmung zwischen Ressorts und Behörden, verändern jedoch die strukturellen Grundla
gen administrativer Steuerung nur begrenzt. Die praktische Umsetzung des WoG-Ansat
zes bleibt damit in einem Spannungsfeld zwischen politischem Anspruch und administra
tiver Realität. 

Aus den empirischen und konzeptionellen Befunden lassen sich mehrere Gestaltungsan
forderungen ableiten. Die Implementierung von WoG-Strategien erfordert 

1. eine klare Zieldefinition mit überprüfbaren Indikatoren,  



 

 

 

22 

 

 

 

2. eine zentrale Steuerungsinstanz mit eigenem Budget und politischem Mandat,  

3. organisatorisch und finanziell unabhängige Kooperationsstrukturen sowie  

4. die gezielte Förderung einer ressortübergreifenden Führungs- und Fehlerkultur. 

Andernfalls droht der WoG-Ansatz, trotz seiner hohen normativen Attraktivität, zu einer 
bloßen Reformrhetorik zu verflachen. Eine kontinuierliche wissenschaftliche Begleitfor
schung kann hier einen wesentlichen Beitrag leisten, um die Wirksamkeit und Übertrag
barkeit des Ansatzes empirisch zu evaluieren und konzeptionell weiterzuentwickeln. 

Der WoG-Ansatz bleibt damit ein zentrales Leitbild für die Verwaltungsmodernisierung. 
Er verweist auf die Notwendigkeit, staatliches Handeln als integrativen Prozess zu begrei
fen, quer zu Ressorts, Ebenen und Organisationsgrenzen, und eröffnet damit wichtige Per
spektiven für eine kohärentere und lernfähigere Steuerung in komplexen politischen 
Handlungsfeldern. 
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